
Die baurechtlichen Anforderungen an Türen werden bei der Projektierung und Installation von 
Sicherungsanlagen immer bedeutender.
Errichter, Planer und Architekten werden insbesondere im gewerblichen Bereich mit einer Flut von 
technischen Richtlinien, Vorschriften und Verordnungen konfrontiert.

Rund um die Tür
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Baurechtliche Anforderungen

Zudem ergeben sich beim Einbau von Türen verschiedene Interessenkonflikte zwischen „Safety“ 
und „Security“:

	 Die Betreiber des Objektes wollen die Türen in Fluchtwegen in beiden Richtungen verschließen, 
um zu verhindern, dass an diesen Stellen „unkontrollierbare“ Aktivitäten erfolgen.

	 Die Bauaufsicht, die Feuerwehr, die Gewerbeaufsicht und die Berufsgenossenschaften fordern, 
dass diese Türen in Rettungswegen jederzeit von innen geöffnet werden können. 

	 Darüber hinaus ist die Feuerwehr daran interessiert, dass die Türen Einsätze zu Lösch- oder 
Rettungszwecken nicht behindern und damit von außen geöffnet werden können.

	 Die Kriminalpolizei fordert, dass Ausgangstüren von außen wirkungsvoll verschlossen werden.

Das vorliegende Papier vermittelt einen kurzen Überblick zu den jeweiligen Gesetzen, Vorschriften 
und Verordnungen. Die Inhalte erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit, im Zweifelsfall ist der 
jeweilige Gesetzestext zurate zu ziehen.

TTS-11402-2013-10
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Feuerschutztüren Rauchschutztüren

DIN EN 1634-1
Feuerwiderstandsprüfungen für Türen, Tore, 

Abschlüsse und Fenster

DIN EN 1634-3
Prüfungen zur Rauchdichte für                    

Rauchschutzabschlüsse

Feuerschutztüren bedürfen einer allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung des DIBt-
Berlin

Rauchschutztüren bedürfen eines Prüf-
zeugnisses, welches nach dem erbrachten 
Eignungsnachweis durch das jeweilige Ma-
terialprüfungsamt erstellt wird

Feuereinwirkung: einseitig vollentwickelter 
Brand

Feuereinwirkung: keine unmittelbare Ein-
wirkung eines Vollbrandes

Zulässige Änderungen und Ergänzungen an 
Feuerschutzabschlüssen und Feuerschutz-
abschlüssen mit Rauchschutzeigenschaften 
werden durch die entsprechende DIBt-Mit-
teilung geregelt (s. Seite 3)

Rauchschutztüren sind bzgl. Änderungen 
und Modifikationen Feuerschutztüren 
gleichzusetzen (jedoch findet die DIBt-Mit-
teilung „Änderung bei Feuerabschlüssen“ 
hier keine Anwendung) (s. Seite 3)

Wichtig:
Änderungen und Ergänzungen an Rauch- und Feuerschutzabschlüssen, welche über die 
vom DIBt beschriebenen Punkte hinausgehen, sind mit dem Türhersteller abzustimmen, 
andernfalls erlöscht die Zulassung der Tür und die Betriebsgenehmigung des Gebäudes 
durch die Baubehörde

Für jede Rauch- und Feuerschutztür muss ein Eignungsnachweis / eine Zulassung gemäß 
„bauaufsichtlicher Zulassung“ (auf Kennzeichnungsfeld und Prüfzeugnis) nachgewiesen wer-
den

Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten sind entsprechend den Anforderungen des Herstellers 
auszuführen

1. Feuer- und Rauchschutztüren
Feuer- und Rauchschutztüren sind dazu bestimmt, Öffnungen in raumabschließenden Wänden zu 
verschließen, um den Durchtritt von Rauch bzw. eines Feuers für eine definierte Zeit zu verhindern.



DIBt-Mitteilung

Zulässige Änderungen und Ergänzungen an Feuerschutzabschlüssen und 
Feuerschutzabschlüssen mit Rauchschutzeigenschaften 

im modifizierten Zulassungsverfahren 
(Stand 01.12.2009) 

	 Diese Veröffentlichung ersetzt für die ab dem 01.01.2010 erteilten Zulassungen die in den 
„Mitteilungen des DIBt“ (27. Jg. Nr. 1, vom 01.02.1996, S. 5) abgedruckte Fassung.

	 Die „Zulässigen Änderungen an Feuerschutzabschlüssen“ - Stand Juni 1995 - sollen nach wie 
vor für bestehende Zulassungen gelten.

In der DIBt-Mitteilung wird differenziert nach:

	 1. Zulassungskonforme Änderungen und Ergänzungen bei der Herstellung

	 2. Zulassungskonforme Änderungen und Ergänzungen am Verwendungsort

2. Zulassungskonforme Änderungen und Ergänzungen am Verwendungsort

Die nachfolgend genannten Änderungen und Ergänzungen dürfen - nach Abstimmung mit dem 
Antragsteller der Zulassung bzw. dem Hersteller - an hergestellten und bereits eingebauten 
Feuerschutzabschlüssen durchgeführt werden, wenn sie in der Anlage zur allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung aufgelistet sind.

Der Zulassungsinhaber/Hersteller kann aus dem vom DIBt zur Verfügung gestellten Katalog an 
möglichen Änderungen die für den jeweiligen Feuerschutzabschluss zutreffenden festlegen. Da-
rüber hinaus sind - ohne weitere Nachweise - zulassungskonform keine Änderungen möglich.

1.	 Anbringung von Kontakten, z. B. Magnetkontakte und Schließblechkontakte (Riegelkontakte) 
zur Verschlussüberwachung, sofern sie aufgesetzt oder in vorhandene Aussparungen einge-
setzt werden können.

2.	 Führung von Kabeln auf dem Türblatt (dies schließt eine Bohrung - Ø ≤ 10 mm - von einer 
Türblattkante oder -oberfläche in die Schlosstasche ein).

3.	 Austausch des Schlosses durch geeignetes, selbst verriegelndes Schloss mit Falle1), sofern 
dieses Schloss in die vorhandene Schlosstasche eingebaut werden kann und Veränderungen 
am Schließblech und am Türblatt nicht erforderlich werden. Anzahl und Lage der Verriege-
lungspunkte müssen eingehalten werden.

4.	 Einbau optischer Spione in feuerhemmenden Abschlüssen, wobei die Kernbohrung im Tür-
blatt den Durchmesser von 15 mm nicht überschreiten darf.

5.	 Anschrauben, Annieten oder Aufkleben von Hinweisschildern auf dem Türblatt.

6.	 Anschrauben, Annieten oder Aufkleben von Streifen (etwa bis 250 mm Breite bzw. Höhe), an-
gebracht bis maximal in Drückerhöhe, aus max. 1,5 mm Blech, z. B. Tritt- oder Kantenschutz.

7.	 Anbringung von Schutzstangen, sofern geeignete Befestigungspunkte vorhanden sind.
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8.	 Ergänzung von Z- und Stahleckzargen zu Stahlumfassungszargen sowie Anbringung von 
Wandanschlussleisten bei Holzzargen.

9.	 Aufkleben von Leisten aus Holz, Kunststoff, Aluminium, Stahl in jeder Form und Lage auf 
Glasscheiben. 

10.	Aufkleben und Nageln von Holzleisten bis ca. 60 mm x 30 mm bei Feuerschutzabschlüssen 
aus Holz, jedoch max. 12 dm3  je Seite, sowie Anbringung von Zierleisten auf Holzzargen.

11.	 Anbringung von Halteplatten für Haftmagnete von Feststellanlagen1)
 an den im Türblatt vor-

handenen Befestigungspunkten.

12.	Bei Renovierung (Sanierung) vorhandener Feuerschutztüren dürfen die Stahlzargen dieser 
Türen - sofern sie ausreichend fest verankert sind - eingebaut bleiben. Die Zargen der neu 
einzubauenden Feuerschutztüren dürfen an den vorhandenen Zargen - ggf. über entspre-
chende Verbindungsteile - befestigt werden. Die neuen Zargen müssen die alten, verblei-
benden Zargen vollständig umfassen. Hohlräume zwischen den Zargen bzw. zwischen Zarge 
und Wand sind mit Mörtel oder geeigneten nichtbrennbaren mineralischen Materialien, z. B. 
Gipskarton- und Kalziumsilikatplatten, auszufüllen.

Grundsätzlich gilt bei Rauchschutzeigenschaft, dass die Spalte und Anschlussfugen des Feuer-
schutzabschlusses dauerelastisch zu versiegeln sind. Alle Fugen des Feuerschutzabschlusses, 
der Zarge und der Einbauteile sind mit mindestens normalentflammbaren Baustoffen zu verschlie-
ßen. 
1) mit (allgemeinem) bauaufsichtlichem Verwendbarkeitsnachweis

Folgende Punkte wurden im Vergleich zur DIBt-Mitteilung von 1995 entfernt und werden deshalb 
als Anlage ein Bestandteil der jeweiligen allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung:

	 Einbau geeigneter elektrischer Türöffner

	 zusätzlich zu dem vorhandenen Schloßsystem die Anbringung von Halteplatten für Haftmagnete 
von elektrischen Verriegelungsvorrichtungen

	 zusätzlich im oder auf dem Türblatt angeordnetes Riegelschloss (Motor-, Blockschloss)
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2. Feststellanlagen für Feuerschutzabschlüsse
Feststellanlagen sind Geräte oder Gerätekombinationen, die geeignet sind, die Funktion von Schließ-
mitteln kontrolliert unwirksam zu machen.
Beim Ansprechen der zugehörigen Auslösevorrichtung im Fall eines Brandes oder bei anderweitiger 
Auslösung werden offenstehende Abschlüsse selbstständig durch die Schließmittel geschlossen.

DIBt: 
Richtlinien für Feststellanlagen (Fassung 10/88)

Es dürfen nur bauaufsichtlich durch das DIBt zugelassene Kombinationen von Elementen verwen-
det werden. Eine Mischung von Komponenten aus unterschiedlichen Zulassungen ist nicht zulässig.

Bestandteile:
	 Brandmelder

	 Auslösevorrichtung

	 Feststellvorrichtung

	Energieversorgung

Voraussetzungen:
	 bedürfen einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung

	 Abstand Sturzunterkante bis zur Decke sowie Türbreiten müssen bei der Auswahl der Kompo-
nenten berücksichtigt werden (im Zweifelsfall Hersteller befragen)

	 Feueralarm der FSA-Melder darf nicht zur Alarmweiterleitung über eine BMA verwendet werden
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Abnahmeprüfung:
	 nach dem betriebsfertigen Einbau einer Feststellanlage am Verwendungsort ist deren einwand-

freie Funktion und vorschriftsmäßige Installation durch eine Abnahmeprüfung festzustellen

	 Abnahmeprüfung durch:
	 •  Fachkräfte der Hersteller von Auslöse- und/oder Feststellvorrichtungen
	 •  vom Hersteller autorisierte Fachkräfte
	 •  einer dafür benannten Prüfstelle

Nach erfolgreicher Abnahmeprüfung ist vom Betreiber in unmittelbarer Nähe des Abschlusses an 
der Wand ein vom Hersteller der Feststellanlage zu lieferndes Schild in der Größe 105 mm x 52 mm 
mit der Aufschrift

	 Feststellanlage 
	 Abnahme durch ... (Firmenzeichen sowie Monat und Jahr der Abnahme)

dauerhaft anzubringen.

Periodische Überwachung:
	 Feststellanlage muss vom Betreiber ständig betriebsfähig gehalten werden

	 Funktionsprüfung
	 •  1 x monatlich
	 •  durch den Betreiber

	 Prüfung und Wartung
	 •  1 x jährlich
	 •  durch Fachmann oder einer dafür ausgebildeten Person

	 Bezüglich der durchzuführenden Maßnahmen wird auf Abschnitt 6.1 der DIN 14677 verwiesen

DIN 14677:
Instandhaltung von elektrisch gesteuerten Feststellanlagen für Feuerschutz- und Rauchschutzab-
schlüsse

	 diese Norm legt Anforderungen für die Instandhaltung von elektrisch gesteuerten Feststellanlagen 
für Feuerschutz- und/oder Rauchschutzabschlüsse in Gebäuden fest

	 sie gibt Empfehlungen für den Nachweis der Kompetenz von Personen, die die Instandhaltung 
von Feststellanlagen an Feuerschutz- und/oder Rauchschutzabschlüssen durchführen

	 die Norm nicht für die Instandhaltung der Feuerschutz- bzw. Rauchschutzabschlüsse selbst

	 sie gilt nicht für die bauaufsichtlich geforderte Abnahme von Feststellanlagen für Feuerschutz- 
bzw. Rauchschutzabschlüsse

Die DIN 14677 in der Praxis:
	aktuell bauaufsichtlich nicht gefordert

	ergänzt die gesetzlich geforderte „Periodische Überwachung“ der DIBt-Richtlinien für Feststell-
anlagen - Fassung Oktober 1988

	 die DIN 14677 ist nicht in der DIBt-Bauregelliste beinhaltet und es gibt auch noch keine Einigung 
wann, wie und ob die DIN 14677 aufgenommen wird
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3. Panik- und Notausgangsverschlüsse

Panikverschlüsse (DIN EN 1125):
Paniktüren nach DIN EN 1125 kommen in öffent-
lich genutzten Gebäuden zum Einsatz, bei denen 
die Besucher die Funktion der Fluchttüren nicht 
kennen und diese im Notfall auch ohne Einwei-
sung betätigen können müssen (z.B. Kranken-
häuser, Schulen, öffentliche Verwaltungen, Flug-
häfen und Einkaufszentren etc.)1).

Hauptzweck der in dieser europäischen Norm 
aufgeführten Anforderungen an die Gebrauchs-
tauglichkeit ist es, dass ein sicheres und wir-
kungsvolles Entkommen durch eine Tür mit einer 
einzigen Betätigung mit der Hand und/oder durch 
Körperdruck zur Freigabe des Paniktürverschlusses mit geringster Kraftanstrengung möglich ist, 
ohne dass vorher Kenntnisse zur Betätigung des Paniktürverschlusses erforderlich sind.

Notausgangsverschlüsse (DIN EN 179):
Notausgänge nach DIN EN 179 sind bestimmt für 
Gebäude, die keinem öffentlichen Publikumsver-
kehr unterliegen und deren Besucher die Funkti-
on der Fluchttüren kennen. Dieses können auch 
Notausgänge in öffentlichen Gebäuden sein, die 
nur von autorisierten Personen genutzt werden 
(nichtöffentlicher Bereich der Gebäude)1).

Hauptzweck der in dieser europäischen Norm auf-
geführten Anforderungen an die Gebrauchstaug-
lichkeit ist es, mit nur einer einzigen Betätigung 
zur Freigabe des Notausgangsverschlusses ein 
sicheres und wirkungsvolles Entgegenkommen 
durch eine Tür zur erreichen, obwohl vorher Kenntnisse über die Gegebenheiten an der Tür erfor-
derlich sein könnten (z. B. nach innen öffnend).

1)  s. BHE-Papier „Übersicht zur Vorschriftenlage von „Türen in Rettungswegen“ (EN 179, EN 1125, prEN 
13637 und DIBt-RL EltVTR)“: www.bhe.de/direkt/tts/Vorschriften_Tueren_Rettungswege.pdf

	solange gilt für Produkte mit DIBt-Zulassung diese selbst und die DIN 14677 hat „nur“ informellen 
Charakter = muss nicht angewandt werden, bzw. darf da nicht angewandt werden, wo die DIBt-
Zulassungen andere Angaben machen

	als Bestandteil von Wartungsverträgen bietet die Norm dem Gebäudebetreiber vergleichbare 
Mindestanforderungen an die Qualität der Leistung und Kompetenz der Anbieter
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DIN EN 1125
Paniktürverschlüsse mit horizontaler Betätigungsstange für Türen in Rettungswegen
Paniktürverschluss
mechanisch - EN 1125
	Bei einer Kraft von 80 N auf die Betätigungsstange muss die Tür freigeben (ohne Vorlast)
	Bei einer Vorlast von 1000 N muss der Panikverschluss die Tür bei 220 N entriegeln

	Horizontale Betätigung

g gGriffstange Druckstange

Wartung: Monatlich (oder Herstellerangabe)
F ohne Vorlast < 80 N   /   F mit Vorlast 1000 N < 220 N

DIN EN 179
Notausgangsverschlüsse mit Drücker oder Stoßplatte für Türen in Rettungswegen
Notausgangsverschluss
mechanisch - EN 179
	Bei einer Kraft von 70 N auf den Drücker bzw. 150 N auf die Stoßplatte muss die Tür freigeben 

(ohne Vorlast)
	Eine Prüfung unter Vorlast ist nicht erforderlich

g Drücker (Typ A) g Stoßplatte (Typ B)

F < 70 N F < 150 N

Wartung: Monatlich (oder Herstellerangabe)
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4. Rettungswegabsicherung 

Anforderungen aus Landesbauordnungen/Sonderbauverordnungen/Normen:
Türen im Verlauf von Rettungswegen müssen von innen leicht mit einem Griff und ohne fremde 
Hilfe zu öffnen sein, solange sich Personen im Raum bzw. im Gebäude befinden.

Anforderung des Betreibers: 
Missbrauchsschutz durch Absicherung der Fluchttür.

Zulässige Möglichkeiten:
Warnhinweis
•	 Hinweisschild z. B. „Notausgang nur im Notfall benutzen“

•	 Kosten: niedrig

•	 Wirkung: gering; keine Missbrauchsdetektion

•	 Zulassung: keine

Türüberwachung
•	 Türkontakt mit Alarmgeber und Speicher

•	 Kosten: mittel

•	 Wirkung: gering; versehentliche Bedienung nicht ausgeschlossen

•	 Zulassung: keine

Türwächter
•	 Mechanisches Element, das bei Betätigung des Beschlages wegge-

drückt wird und einen akustischen Alarm auslöst

•	 Kosten: hoch

•	 Wirkung: optisch klare Aussage; keine Möglichkeit der zentralen Deak-
tivierung im Gefahrenfall

•	 Zulassung: Bestandteil der Zulassung von Rettungswegverschlüssen 
nach DIN EN 1125 und DIN EN 179

Elektrische Verriegelung von Türen in Rettungswegen
•	 Elektrische Verriegelung der Tür nach dem Ruhestromprinzip mit NOT-

AUF

•	 Kosten: hoch

•	 Wirkung: hoch; die Tür kann nicht versehentlich geöffnet werden, im 
Brandfall oder Stromausfall ist eine automatische Deaktivierung möglich

•	 Zulassung: EltVTR
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Es dürfen nur bauaufsichtlich durch das DIBt zugelassene Kombinationen von Elementen verwen-
det werden. Eine Mischung von Komponenten aus unterschiedlichen Zulassungen ist nicht zulässig. 

Eine Abnahme darf nur von Sachkundigen erfolgen. Diese sollten sich regelmäßig durch Vorlage 
von Prüfzeugnissen die Zulassung des Systems bestätigen lassen. Sie sind verpflichtet, sich über 
die aktuelle Systemtechnik auf dem Laufenden zu halten und ihr Produktwissen regelmäßig zu ak-
tualisieren.

Ein elektrisches Verriegelungssystem ist eine Gerätekombination, die Türen in Rettungswegen ver-
riegelt und im Gefahrenfall auf Anforderung, z. B. durch flüchtende Personen, freigibt. Ein elekt-
risches Verriegelungssystem besteht mindestens aus einer Steuerung, einer Nottaste und einer 
elektrischen Verriegelung nach dem Ruhestromprinzip.

Zusätzlich zu den bauaufsichtlichen Anforderungen bieten die Systeme erweiterte Überwachungs-
funktionen der Türe, Kombination mit Zutrittskontrollanlagen und eine Integration in Gefahrenma-
nagementsysteme an. 

Abnahmeprüfung vor der Erstinbetriebnahme:
	Übereinstimmung mit dem Eignungsnachweis ist durch den Hersteller zu bestätigen und durch 

den Sachkundigen festzustellen

	Ordnungsgemäßer Einbau und Funktion

jährlich wiederkehrende Prüfung:
	Durch einen Sachkundigen mindestens einmal im Jahr

	Bescheinigung ausstellen; keine Vorgaben der Form

Der Betreiber hat die Prüfungen zu veranlassen und die Bescheinigungen der Bauaufsichtsbehörde 
auf Verlangen vorzulegen

Richtlinie über elektrische Verriegelungssysteme von Türen in Rettungswegen 
(EltVTR) 
Fassung Dezember 1997



Zuhaltungen für Rettungswege

5. Drehflügeltürantriebe nach DIN 18650

Grundsatz für automatisierte Türen
Automatische Türsysteme sind so zu konstruie-
ren und zu errichten, dass sie den Anforderun-
gen der DIN 18650 entsprechen.

Die in Deutschland eingesetzten Türsysteme 
müssen geprüft und entsprechend gekenn-
zeichnet sein (DIN 18650-1 / 9.1). Das bedeu-
tet: Der Hersteller hat eine Gefahrenanalyse 
durchgeführt und somit sichergestellt, dass alle 
potenziellen Risiken, die mit der automatischen 
Tür verbunden sind, auf ein Mindestmaß redu-
ziert sind. (DIN 18650-1 / 5.1)

Somit beschränkt sich die projektbezogene 
Risikobeurteilung auf die Gefahren, die vom 
Türsystem am Einbauort ausgehen. 

Grundlagen einer Risikobewertung
Gemäß der DIN 18650, die sicherheitstechnische Anforderungen an automatische Türsysteme ent-
sprechend der Maschinenrichtlinie 2006/42/EG beschreibt, muss bereits vor Installation der auto-
matischen Türanlage eine Risikobewertung durchgeführt werden, um zu gewährleisten, dass die 
automatischen Türsysteme sicher betrieben werden können. Generell ist hierbei eine Gefahrenstel-
lenvermeidung einer Gefahrenstellenabsicherung vorzuziehen.

Verschlüsse Elektrisch gesteuert

Panik EN 1125
prEN 13637

Notausgang EN 179
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prEN 13637
Mittelfristig wird die EltVTR durch eine einheitliche Europäische Norm ersetzt. 
Diese Norm aktualisiert die Anforderungen einer elektrisch gesteuerten Ret-
tungswegabsicherung und bietet neue Funktionen, welche aktuell nur durch 
Genehmigungen im Einzelfall realisiert werden konnten. Zusätzlich ergänzt 
dann die Norm das Paket der Verschlüsse für Rettungswege mit der elek-
trisch gesteuerten Variante.
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Absicherung von Gefahrenpunkten (DIN 18650-1 / 5.7.1)
Automatische Türsysteme müssen so ausgelegt sein, dass bei den Öffnungs- und Schliessbewe-
gungen, Gefährdungen durch Quetschen, Scheren1), Anstoßen und Einziehen2) vermieden oder ab-
gesichert werden. 

Um eine Risikobeurteilung durchzuführen, müssen daher die Risiken eingeschätzt werden können. 
Diese sind von folgenden Gegebenheiten abhängig:

•	Nutzer / Anwender der Türautomatik

•	Einsatzort der Türautomatik

•	Türbauart

•	Umgebung zur automatischen Tür

Nutzerabhängig (variierbar) ist die Absicherung der Gefahrstellen und die Anordnung der Schutz-
einrichtungen auszuwählen.

Die Auswahl der Absicherung gegen das Anstossen, Quetschen und Einziehen ist nutzerabhängig 
zu bewerten. 

Scherstellen müssen konstruktiv vermieden werden. 
Trennende Schutzeinrichtungen müssen bis zu einer Höhe von 2500 mm schützen.
Taktile (druckempfindliche) Schutzeinrichtungen müssen bis auf 2500 mm Höhe wirksam sein.

Begriffserklärungen im Hinblick auf die DIN 18650:
1) Scheren: Durch zwei sich aneinander vorbeibewegende Scherkanten können ernsthafte Verletzungen auf-
treten. Die Scherkanten kommen durch Bewegungen der Türflügel in Richtung feststehender Türprofile an 
Haupt- und Nebenschließkanten zustande.  
2) Einziehen: Definiert die Gefahr der Verletzung durch Schiebetürflügel. Geraten Körperteile zwischen Schie-
betürflügel und einen festen Teil (z.B. Boden), könnten diese „eingezogen“ werden.    
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